
DER BUNDESMINISTER FüR INNERES 

Zahl~ 3008/1-SL/IV/72. 

der Beilagen zu den stenographisCt~en Protokollen des Nationalrates 

XIII. Gesetzgebungsperiode 

A n fra g e b e a n t w 0 r tun g 

Ich beantworte die von den Herren Abgeordneten 
Dr. EPJvIACORA, Dr. 13LENK, Dr. HAUSER, Dr. PELIKAN 

und Genossen in der Sitzung des Nationalrates vom 
22. November 1972 gemäß § 71 GOG an mich gerichtete 
schriftliche Anfrage Nr. 942/J-NR/1972 wie folgt: 

Fraße Nr. 1: 
UIst es beabsichtigt, eine einheitliche Kennziffer 

für Staatsbürger einzuführen, die einer elektronischen 
Speicherung zugänglich ist?" ' 
Antwort: 

Es ist 'beabsichtigt, die bereits eingeführte Sozial­
versicherungsnummer auch als Personenkennzeichen für 
den geplanten Aufbau einer Bevölkerungsevidenz zu ver­
wenden und sie in eier zentralen EDV-Anlage zu speichern. 

Fraee Nr.· 2: 
"\'fie weit sind die Vorbereitungen zu einer solchen I-'laß­

nahme gediehen?1I 

Antwort: 
Die Vorbereitungen zu einer solchen Naßnahme sind soweit 
gediehen, daß nach Aufstellung der organisatorischen Grund­

sätze für die Errichtung und· den Aufbau einer Bevölkerungs­
evidenz und die Einführung eines Personenkennzeichens mit 
der Ausarbeitung eines konkreten Gesetzentwurfes, nämlich 
des Entwurfes eines Bevölkerungsevidenzgesetzes begonnen 
wird, der bis etwa ~uni 1973 fertiggestellt sein soll. 
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Wie aus der beiliegenden Ablichtung eines an die 
Ämter der JJandesregierungen gerichteten Rundschreibens 

vom 280 11" 1972, Zlo 21.101/1-31/72, entnommen werden 
kann, vlV.rden auch die Ämter der Landesregierungen zu 
einer Stel1ungnallille zu den bisher erarbeiteten grund­
sätzlichen Vorstellungen über die Einrichtung und den 
Aufbau einer Bevö1ker1J.ngsevidenz SOvlie die Einführung 
und Vergabe eines Personenkennzeichens eingeladen. 
Dieses Rundschreiben wU.rd e auoh dem Österreiohisohen 
Städtebund u.nd dem Österreiohisohen Gemeindebund zur 
Kenntnis gebracht. Das Bundesministerium für Inneres 
beabsichtigt, den }~ntwurf eines Eevölkerungsevidenz­
gesetzes e'twa in der zweiten Hälfte des Jahres '1973 
dem Begutaohtungsverfahren zu unterziehen. 

;B'rage NI'. 3: 

"Eis wann ist mit der Einführung eines diesbezüglichen 
Systems zu rechnen?n 
Ant\vort: ---

Die Einführung einer Bevölkerl.lngsevidenz mit einer 
zentralen Speicherung der Persone:r.Jcennzeichen 'wird 
von der parlamentarischen Verabschiedung des Ee­
völkerungsevidenzgesetzes abhängig sein. Es ist be­
absichtigt, im Bevü1kerungsevidenzgesetz den zur Er­

fassung und Vergabe der Personenkennzeichen erforder­
liohen Stiohtag im Verordnul1,.,gswege zu bestimmen, är...nlioh 
wie dies bei der Aussohreibung von Wahlen oder der An­
ordnung einer Volkszählung erfolgt. Naoh den Planungs­
arbeiten könnte der Stiohtag im lh:>ü...lJ.j·ahr 1975 oder 1976 
gelegen sein. 

Frage ßr. 4: 

IlWerden Sie dafür mit dem derzeitig vorbereiteten und 
in Kürze zu besohließenden JVIeldegesetz das Auslangen fin­
den, daß eine zentrale Erfassung aller Staatsbürger durch 
eine ,Kennziffer möglich ist?" 
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;\ntvrort! 

Die Anfrege geht offenbar von der Vorstellung aus, 
daß, ähnlich 1,'[ie in der Deutschen Eundesrepublik, 
die Einführung einer Personenkennziffer auch in 
Österrei()h mit dem NeIdegesetz verkr..üpft werden 
soll. Daß die :BRD einen solchen Weg eingeschlagen 
hat, ist offenbar darauf zur'Lickzuführen, da.ß dort 
verfassungsrechtlich das Meldewesen der einzig 

mög;Iiche Anknüpfungspunkt ist, um eine bundesein-
hei tliche Regelung "für die Einführung eines Personen­
kennzeichens vorzusehen. 

PUr die Einführung der vorgesehenen Bevölkerungf;l­
evidenz in Österreich kommen hingegen mehrere ver­
fassungsrechtliche Kompetenztatbestände in Betracht 0 

Zielsetzung der Einrichtung einer Bevölkerungsevidenz 
in der Gemeinde ist es, die derzeit auf Grund ver­
schiedener Verwaltungsmat~rien bestehenden Sonder~ 
evidenzen wie z.Bo das Nelderegister, die Vlähler­
evidenz, Staatsbürgerschaftsevidenz usw. durch eine 
einheitliche Bevölkerungsevidenz zu ersetzen, die 
zugleich auch die Voraussetzung für die Durchfü.:"lrung 
einer Volkszählung, die Erfassung der wahlberechtigten 
Staatsbürger, der für das GeschVlorenen- und Schöffen­
amt geeigneten Personen, der schul- und militär­
pflichtigen Personen usw. bilden soll e - • 

Da der Aufbau einer zentralen PKZ-Evidenz noch 
einen längeren Zeitraum in Anspruch nep~en wird, war 
es erforderlich, das neue Meldegesetz, de~ eine ganz 
andere Zielsetzung als der Aufbau einer Bevö,lkerungs­
evidenz zugrunde liegt, schon jetzt auszuarbei teu und 
ins'besondere die für den Fremdenverkehr auf dem Gebiete 
des Meldewesens erforderlichen Erleichterungen ehe­
ba~digst zu. schaffen, zumal die Bestimmungen des 1'1elde­
ges~tzes mit der beabsichtigten Einführung einer Be­
völkerungsevidenz sowie der Erfassung u~d Vergabe der 
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Personenkenllzeichen j.n keinem Uluni tt el baren 

Zusammenhang stehen ·werden. 
Daß bei Vlirksarnwerden eines solchen Bevölkerungs­

evidenzgesetzes auch das Neldegesetz späterhin ent­
ßprechend \'lird angepaßt v.,rerden müssen~ vlird sich auch 
auf anderen Verwaltungsgebieten als dem Nelde\Vesen 
ergeben. Es erschiene aber dem Bundesministerium für 
Inneres nicht vertretbar, wegen der geplanten Einrichtung 
einer Bevölkerungsevidenz die insbesondere im Interesse 

des Fremdenverkehrs dringend notwendige Änderung des 
Meldegesetzes auf einen Zeitraum hinauszuschieben, der 
sich unter Umständen noch auf mehrere Jahre erstrecken 
kann. 
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) REPUBLIK ÖSTE~REiCH 
ßUNDESMINISTERIUM FUR INNERES 

Zl. 21.101/1-31/72 

!JetT 'l_ Bevölkerungseid.denzgesetz! PKZ 
hier: Einh~lunrr einer StellunG-
nahme der Amter der Landesregierungen 
zu grunds~tzlichen Fragen 

An alle 

Ämter der Landesregierungen 
einschließlich der ~agi5tratsdirektion 

der Stadt \'lien 
. . 

Die öffentl iche VeTI/al tung ist in der gegenwärt igen Ze i t in 
zunehmendem IvIaße bei Vollziehung der Gesetze auf die Kenntnis der 
Personaldaten der Bevölkerung angewiesen. Ziel einer künftigen 
Automation in der Verwal tung \'li~d es sein, stufen'v'!eise den gesamten 
relevanten Datenbestand über die Einwohner (BeVÖlkerungsevidenz) 
in ~lektronisch.geführte Register zu übernehmen und in der Folge 
alle bisher in wesentl iehen konventionell geführten Einwohner­
evidenzen aufzulassen. 

Die elektronische Datenverarbeitung (EDV) bietet sich hiei'Ur 
•• rl d • • ~ -:-:t • t·· . r1 • l.i:.' M 1nsoesonv ere ann an, wenn s~e 1n cer ~or~ eluer s an~lgen au~e~~ 

we i tergeflihrten und c.u.f derr: j eweil igen Sta.nd getal teY2.en Evidenz der 
Bevöl kerung eingerichtet vlird. 

Dieses Ziel kann nur dann erreicht v:er:len, '..:en~ an jeder:. Ein­
wohner des staates ein Personenkennzeichen (PKZ) vergeben wird, ~it 

dessen Hilfe dann jederzeit alle auf eine besti~cte ?erson bezug­
habenden Daten verfUabar ae=acht werden kön~en. Hiebei wird een - - .' 
Erforderr:.issen eines moderne~ Jatenschutzes selbstverstänJlich be-
sondere Bea.chtung zu schenken sein. 

-In de~ letzten eir~ei:,~halb Je.hren vr-lrd9!1 im 3u:~des~:2..;;zlera!':'";t ur:.:' 

im Bundes=inisteriu~ fUr Inneres im 

'7e"''''r:::.l~·;1·~es ~lc-r.l-r·~t<:\r' "'i"l'c:=,]' 3u .... ,·.;;.'" ':'-;"'·':;e-r re"'-' ":T""'~',~r:'l11(';:"~'c-l-c>~;::: LJ t .... V ........ c.~_. v , ... v t ~ C _1..;. ~ ..... _ ... • ... ...,11. ' ..... S ___ .. _U _, ....... ..J- je .... ~ _ .. J....i. __ :.:;.:) o.J V \ .............. ~ _ 

der Bu~':;es' ?-3.Y',~p"Y' ~t:I"'" ~ +prY\;~ n.; ....,,~ 6"'1'1- vo~""":un::>l'TAr ... \~,, .... ::Jt':l 1,.,.,,..1 ,~C'JS ......... _ ...... __ , 1.,;. ......... s ... ~ _.e"'-c .... _s·~.l ..••......••. _ ~ "'-. __ ~ 1A •• \ ...... v 
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Hauptverbandes der Sozialvcrsichcrungst!'iger an. 

Die Beratungen flihrten in ihrem Endergebnis zu der Feststellung, 
daß der Hauptverband der Sozialversicherungstrticer nunmehr so weit 
ist, die in der 21. ASVG-Novelle, BGBl. Nr. 6/1968, vorgesehenen 
Versichertennummern zu vergeben.Diese sollen zun~chst die Ver­
sicherten selbst und sp8.ter auch ihre Angehörigen erhalten. Die 
Versichertennum~er besteht aus 10 Stellen: einer Lauf~umner aus 
3 Stellen zur Unterscheidung aller an ein und desselben Tag ge­
borenen Personen, einer Prlifziffer als 4. stelle und ,restlichen 
6 Stollen zur Aufnahme des Geburtsdatu~s. 

Aus der Erkenntnis, daß i~ Zeitpunkt des Inkrafttretens der 
gesetzlichen Bestimmungen fUr die Herausß2.be eines PKZ mit dieser 
'Versichertennummer bereits rund 4,5 IvIillionen Personen oder 
sogar mehr erfaßt sind, daß für qie Entwicklung und Realisierur~g 
des Systems der Vers icherter~nuE1mer bereits hohe Kosten entst2,ncen 
sind., die bei Entvlicklung eines anderen Systcn:.s in ähnlicher 
Höhe nochmals auflaufen wUrden, und daß die Versichertennummer 
sich systemcäßig zur Heranziehung als PKZ durchaus eigne, ist 

, , 

das Eundesministerium für Inneres zur Auffassung gelangt, daß es 
am zweckmäßigsten wäre, die Versichertennummer als FKZ für die 
zu sc::affende Bevölkerungse-.ride!1z zu übernehmen. Von Bedeutung für 

'diese 'Entscheidung war schlie3lich noch, daß die Bevölkerung kaum 
Verständnis dafür aufbringen würde, ,','enn nebe;:;. der Vers icherte~:.nur::~er 
für die öffentliche Verltial tung e in anders gestaltetes zweites 
Personenkennzeichen eingefUhrt werden sollte. 

Ihre gesetzliche Grundlage sollen die BevölkeruLGsevidenz und 
das FIZ in eine~ Bev~lkeru~gsevidenzgesetz finden, mit dessen 
Ent\"n.1rferstellu:::g das 3uy:c,es~:üniste!'iu::: für I::neres befaSt ist. 1:ie 

T,':ohn-

el;:: 
zweiteiliges ?o==blatt zu er~asse:::, 1as von den Ge=einden an jeeen 
Eaus::2.1 t::; ..... r·,l ~f"11 <,/]"", hci "'TO~l.1,r"''7::;''ll" .. ::-ci'" ,:,:-o.rtel·l~ v.'ird. ~~eoe:l c:.e:: , .--. ......... ..A-.J,.... ....... f· __ l.J ...... .,I.... Y ...... ~ .. ~' ......... _~_~~ __ ... , _ _ v __ 

sichertennu=:::er - = PKZ - lassen, die von den Besitzern ei~es 
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die Gemeinde soll ein Teil des Formblattes bei dieser zum Zwecke 

d ,-, . h t- .. ..,..'\ •• ] , • ., 1 .. +"~ • er ..Grrlc~ ·I"ung elr:er .beyo .Keru:c:gseVla.enz HYl( ... zu;r; JlUJ. Dau elTIer 
Stammdatei verbleiben. Der zweite Teil des aust;'efüllten Form­
blattes soll einen besonderen, von dem Ausfüllenden leerzulassenden 
Abschnitt enthalten. In diesem Abschnitt w~ren die für die Zentral­
datei notwendiGen Angaben computergerecht, wie spliter noch nfiher 

ausgefUhrt wird, einzutragen; dieser zweite Teil des For~blattcs 
wäre sodann an die Zentraldatei zu übersenden. Diese h~tte an jene 
Personen, die bi.s zu:n Stichtag ohne Versichertennun:;:;>3r ge bl ieben 

sind, ein PKZ zu vergeben urid sie im Wege der Gemeinde über das 

ihnen zugewiesene PKZ zu verstlindigen • ..t.b Sticht-ag hätten die 
Soz ial vers icherungstr8.ger die Ausgabe der Vers ichertennum!Tler e in­
zustellen und sich ab diesem Tage der von der Bffentlichen Ver­
"la~ tung zugeteil ten PKZ auch für ihre Zwecke zu bedienen . 

. Von dieser ad hoc-Erfassung der Wohnbevölkerung a~ Stichtag 
ist die Einzelerfassung der nach d.em Stichtag Geborenen oder nach 
Österreich neu zugezogenen Personen, mit Ausnahme der Touristen, 

zu unterscheiden • 

. Die Vergabe der PKZ an die nach de~ Stichtag Geborenen soll 
grundsg,tzl ich dezentralisiert im 'tlege der Äffiterder Landes­
regierungen fUr ihren Landesbereich erfolgen. Zu diesem Behufe 
sollen den Ämtern der Landesregierungen bestirr.mte Kurr.mernblöcke 
zugewiesen werden. 

Die ~~ter ;:ier 1andes["f~gi9rt'.netn l::&,tten jedoch an Stsn'ies;.~;;ter, 

i'Y' deren 2i';;rei~1: sich ei::1 i~::.tL·i:n..j.'J.:-.Gs[~eir:: befindet,~us i:!:lTer:: 
Kontingent bestimmte Nuc~er~blöcke Gebon vorher zuzutei~en, sod~i 

> •. 

bei .:\iese,..-. St-::Y'r~ "'-"'::;r;:tern ;.~ e"'c1-~ ze'" -t.-l,.. ..... ·-lt f~ "'I' .,.. eur""nc-"n~ 0' e!":'. .... - .":~ __ ''''''''''J ... ~.'J ..... c.:,..- ..L • .1. ..J-",..L~.u..;.-l. ..A._ 1) !'\ .. i.. .... _L;"..c. ~ _ 

Geburtsf811s das l~Z vergeben ~erden k~nrite. 

~ie i~ :urc~ec~nitt keinen t~glichen ~eturten-
anf~J1 ;~:I:.rjWel·se_n_, "'~"'tel' e';n ,. Z 0"" ··m·t 'er ~ -n,-1e re ';:> n ~ _.'Ä. I" ._ -'-_ .L.~ V , ... :~" :). .L:: C, S gl_!'unf: '--:."-

zufordern. ~ter die Zuteilu;~ der IKZ ~n die ~tRndes~2ter h~tte~ 
'- -

I~e i lVi C!'l (.s terre ic;- neu ZU€E:: ?o:::ene~'l I f.: rsonen;.ür : e d er> :~1 eic~: e 
VOrCl?15 G:it"ii"=r ;1;-::3c:sbe 2'..1 te'3c!':ter: seir:,' d:;ß hi~r ,:"r .. :n.trA[' 'cu: 

Zut.e:iJt1!1:-·ei~f;s 1-1-:Z vcn rJer GC:iTei:n~e zu. .stellen >"i~lre. ~Ji.e ~~'-ttej ~ ·.~~~E 

861/AB XIII. GP - Anfragebeantwortung (gescanntes Original) 7 von 9

www.parlament.gv.at



- 4 -

" , 

des IKZ könnte in diesem Fall nur ~urct die Zentr~lstelle erfol[en • .. ~ . -. . 

. In der Zentr::ld..Jtei sollen~'nur jene jj:1ten Eespeid:ert,\(=:rc1en, 

~ie zur Idcntifik~tion ein~r ?0rson un~rllißlich 8i~d. Ihre ~e3entlic~1 

Aufg~be sol~ darin bestehen,~uskunft zu teben, in der Stam~dstei 
. 

" .. welc~er Ce~eih~e die ejne bestimmte ~erscn betreffentien D~ten 

ejnt;etrag.::n sir..d) sowie lJoppelv8q:;.'i.OeLvon }r:.Z zu· verhindern. Alle 

~sonEt fir eine Ferson bedeuts8~en Dbten ~~ren in der st~mmtiatei der 

GerneinJe ~ufzune~Qen, die noch durch Folged2teien f~r bestimmte 

Zwecke er[~;.nzt ;'ierde~ könnte. ~ine solche :,)t.':1f!lIr.datei n:i t .Folged&teien 

könnte in Zukunft die FUhrung gesonderter Spezialevidenzen, ~ie 

"sie beute .:~ot·.·;er.ciig ist (z.D. c·mf Gruml des l.~eldegesetzes, des 

~Hhlerevidenzgesetzes, de~ Gesc~wornen~ und Schöffenlistengesetzes, 

des .. ehrgesetzes), so ~ie schon eing2ngs er~ähnt, überflüssig 
machen. 

Nach der generellen Vergabe aer lKZ auf Grund der Ersterf~ssung 
d " .," ... .C' d . 1 h "d ' er ~lnwo~n6r und neoen aen ~~u~enren ~lnze verg~ .e~ ~lr. nocn 

st~ndi[er ~nderu~esdienst (Cbersisdlungen, Todesf~lle, N~mens­

änderungen etc) einzurichten sein. 

ein 

Da die Zentr::.ld",tei;:uf Grundl 'l[,e der :'DV Ed.ngeric}·_ t et und ge-
fu"hrt p" "1 ,...., e>r.'] ~:; ~ '''11 . "er\. e.o_ .; v.J.. .: ,,·.· ... ss cn Cl e 

gerectt bei der Zantralstelle e~nl~ng8n, wobei die ~rt der 

co~putergerecl.te~ EerstellunE der fUr die Zentlal~atei b8~jti~ten . '-

Da ter.. .::: er ... G et'!8 in~ eil lio8rl :,8 S er;. .. ird (zu!:. ~;ei s pi sI:. ucch ~.~~gne t C. :::m~e!', 

Loch~~' rt€: ~., optis C:, Issbare '::,81 ege) . :Bei Gerr:einq. en,ü e ~~i cr~ t i.r~ .:i er 

Lqqe sin~, co~~uterperec~te J~te~be18~c he~zu2tellen. ~uJ jberl~;t - -...... -' . -
".J..':::O {' l' c> '" o.~ e '-1' 0 C 'n c. A s; .; C' > co ... t ·f _ .. ' _v ..... J. ':"'_~-L. .... _ . ...,..l. 

sich ;.üs 

eY'r i c:- te ter! G e ~:.C :'n·:: ev er G:' ~_'.~ :.; 15 ;:'; v i·i er~ Z"y er' b .:~n(l t:eS G T'e.; ~:. zu l~~ S s 2n. 

Zs ·u~re ~c.Br· .uc!:-~ <~_ellzc<Jr, ·~i= ·cc::·."Cut2~EC:l'e(;!:te rlerctel2.'~"tn~~ dsr - - ~ 

Dl.'<t·,.,y\ "'C' '-."},~I"'+ 
~ - ....... l.. .............. J.; ........ !-'. v 

B~reicl:~2 ~ur8t =inan Ge~ei~cev~rc~~~ vcrzuseh~n. ~ie ~il~~n~ .i22~r 

G er:i.e i!l:_ .. CV E;~C C' !:""~ e ~:~Y!.n te d BIT: ·1-el'Ol\Cr ... 1.1.YliSre C!?"'v :: es L,~~r""_:.tsh ·~.t1.r:t::" "; !~:..!:~'; '2~ 

überl~ssen ~erCe~. 
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noch vor hus~rbeit~ng der ents~rechenden Gesetz- und Verordnun[s­
ent\"ürfe 6 ie .;ohlr:11.;inung !; es do. :dl'.tes zu öer il)1 0eeens t:;nd e in 

Aussieht Eie:;ommen8l'l ~\eL:elung ~ :inholen • I~icbei ':,·:~re insbes0ndere 

mitzuteilen; ob do. ~inverst~~~~is te~Uglich der in Aussicht 
ger..omrr.enen Ver['"'~'be des li<Z n::(;b dem ;~ti(;ht::;'e öux'c:h ans :·mt der 

18ndesre[~i8rUnf. besteht und ·.~elch€r ':;e{!' }1ei Orp-n::'lisp Uen .ö er 
. C02Duterrrerec~te~ ~~tenbearheit~np (Gezirksver~nltuntsbehörde od6r 
-"'" . - -----

In diesem Zus~mrnenh~n5 w~re es 8UC~ von Interesse zu erfahre~, 

ob bei ':':inrich tunr- einer Bevölkeruncsevia enz 6::s do. J\lllt drlran 
~ ~. 

denkt, eine nut' elektronischer Datenver';rbei tunt; berihende .Be-
. . 

völkeI~ntsevidenz für den LGn~esbereich ainzurichten. 

~chlie;,nich ',drd noct. ersucht,. im .iege der Hezirksven;,:l tunt;::,be­

hörden eine ~nfrage ~n die Standes;mter li~er 6en durchschnittlichen 

täglichcD. Geturtenanfall im Jahre 1972 zu richten und das ~rgebnis 

zusammen mit den Nnmen jener Ge~einden mit intbind~nzsheimen, .in denen 

die St8ndes~mter unmittelbar mit der Vergabe öes lKZ betr~ut ~erden 
sollen, ~i~zuteilen. 

Um iie 00. SteJlungnahme zu den in äieseo Runosct.reiben aufge­

worfenen :Fragen ',drcl ~i s zum 1. '3. 1973 ersucht. 

.> 

tien, am 28. November 1972 
Der Bundes~i~ister: 

R öse h 
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